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Drucksache 2298 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung ehemaliger 
deutscher Kriegsgefangener (Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetz — KgfEG — ) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 907) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

(1) Berechtigte nach diesem Gesetz sind Kriegs- 
gefangene und ehemalige Kriegsgefangene, die 
nach dem 31. Dezember 1946 aus ausländischem 
Gewahrsam (§ 2) entlassen worden sind und ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt am Tage 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes (3. Februar 
1954) im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge- 
habt haben oder nach diesem Zeitpunkt neh- 
men. 

(2) Für Kriegsgefangene und ehemalige 
Kriegsgefangene, die nach dem 31. Dezember 
1946 aus ausländischem Gewahrsam entlassen 
worden sind und ihren ersten Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt in der sowjetischen Be- 
satzungszone oder im sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin genommen haben, gilt Absatz 1 
nur dann, wenn sie ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes bis zum 3. Februar 1954 genommen ha- 
ben oder nach diesem Zeitpunkt als Sowjet- 


zonenflüchtlinge im Sinne des § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes nehmen." 

2. § 2 Abs. 3 Satz 2 wird .gestrichen. 

3. In § 3 wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Die Entschädigung erhöht sich auf An- 
trag für die Zeit vom 1. Januar 1951 an für 
jedes vollendete Gewahrsamsvierteljahr um 
250 Deutsche Mark." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

4. In § 4 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt: 

„Die Entschädigung, die sich aus § 3 Abs. 2 
ergibt, erfolgt binnen eines Jahres nach An- 
tragstellung (§ 9)." 

5. In § 5 Abs. 3 werden die Worte „seine Ehe- 
frau" durch die Worte „sein Ehegatte" ersetzt. 

6. § 9 erhält folgenden neuen Absatz 7: 

„ (7) Die Feststellung der Ansprüche, die sich 
aus dem Dritten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes ergeben, erfolgt auf Antrag, der bin- 
nen eines Jahres nach dem Inkrafttreten des 
Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
gestellt werden muß." 

7. § 27 Abs. 4 wird gestrichen. 
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8. § 28 erhält folgende neue Fassung: 

.§ 28 

Berechtigten (§ 1) können nach Maßgabe der 
Haushaltsmittel des Bundes und der Länder im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 

Darlehen zum Aufbau oder zur Sicherung der 

wirtschaftlichen Existenz, 

Darlehen zur Beschaffung von Wohnraum 

und 

Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat 

gewährt werden, wenn sie selbst nicht über die 
erforderlichen Mittel verfügen oder auf Grund 
anderer Bundesgesetze nicht die Möglichkeit 
haben, Darlehen oder Beihilfen für die genann- 
ten Zwecke zu erhalten. Die Entschädigung ist 
Vermögen, von dessen Verbrauch oder Verwer- 
tung die Gewährung von Darlehen und Bei- 
hilfen nach diesem Gesetz nicht abhängig ge- 
macht werden darf.'' 

9, ln § 29 Abs. 3 wird die Zahl „35 000" durch die 
Zahl „40 000" ersetzt. 

10, § 30 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

„(1) Für die Beschaffung von Wohnraum 
kann Berechtigten (§ 28) ein Darlehen gewährt 
werden, soweit die übrige Finanzierung des 
Vorhabens sowie die technischen und recht- 


lichen Voraussetzungen gesichert sind. Die 
Höhe des Darlehns entspricht der Höhe des in 
§ 254 Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes vor- 
gesehenen Aufbaudarlehen für den Bau einer 
Wohnung." 

11. Nach § 44 wird folgender neuer § 44 a einge- 
fügt: 

„§ 44 a 

Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
zur Vermeidung unbilliger Härten in Einzelfäl- 
len Entschädigung nach diesem Gesetz ganz 
oder teilweise gewähren." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 8. Dezember 1960 


Dr. Imle 

Lenz (Trossingen) und Fraktion 
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